Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/138 


Der Bundesminister für Wirtschaft 

VI B 6 - 63 06 30 


Bonn, den 28. November 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung des Deutschen Bundestages über die erste 
Zuteilung von Sonderziehungsrechten im Internatio- 
nalen Währungsfonds (IWF) 


Nach Artikel 4 des Gesetzes zu den Änderungen und Ergänzun- 
gen des Abkommens über den Internationalen Währungsfonds 
(BGBl. 1968 II S. 1225) ist die Bundesregierung verpflichtet, 
den Deutschen Bundestag über Vorgänge von besonderer Be- 
deutung, insbesondere des Artikels XXIV des Abkommens über 
den Internationalen Währungsfonds, zu unterrichten: 

Vom 1. Januar 1970 an wird die Weltwirtschaft über ein neues 
Reserveinstrument verfügen. An diesem Tage wird mit der 
Zuteilung von Sonderziehungsrechten an die Mitgliedsländer 
des IWF begonnen. Der Gouverneursrat des IWF hat auf seiner 
letzten Jahresversammlung Anfang Oktober 1969 beschlossen, 
in einer ersten Basisperiode von drei Jahren 9,5 Mrd. Dollar 
Sonderziehungsrechte zu schaffen, und zwar am 1. Januar 1970 
3,5 Mrd. Dollar und am 1. Januar der beiden folgenden Jahre 
jeweils 3 Mrd. Dollar. Die Bundesrepublik wird - ihrem Quoten- 
anteil entsprechend - insgesamt etwas mehr als 500 Mio Dollar 
Sonderziehungsrechte erhalten. 

Mit Hilfe der Sonderziehungsrechte wird nicht nur eine ange- 
messene und stetige Versorgung der Welt mit Währungsreser- 
ven gewährleistet werden können. Die Sonderziehungsrechte 
sind auch weniger spekulationsanfällig als die traditionellen 
Reservemedien Gold und Devisen. In dem Maße, wie ihr Anteil 
an den gesamten Währungsreserven der Welt wächst, wird die 
Anfälligkeit des Währungssystems gegenüber bestimmten 
Arten von Vertrauensstörungen mehr und mehr zurückgehen. 
Für den Beschluß waren insbesondere folgende Erwägungen 
maßgebend: 
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In den letzten zwanzig Jahren ist das Wachstum der Wäh- 
rungsreserven hinter dem Wachstum des internationalen Han- 
dels- und Zahlungsverkehrs zurückgeblieben. Das Verhältnis 
von Währungsreserven zu Einfuhren ging im Durchschnitt aller 
Länder außerhalb des Ostblocks von 68 v. H. im Jahr 1954 auf 
34 V. H. 1968 zurück (ohne USA von 45 auf 32 v. H.). Die Indizien 
verstärken sich, daß die vorhandenen Währungsreserven dem 
Bedarf einer wachsenden Weltwirtschaft auf die Dauer nicht 
mehr genügen. 

Die Schätzungen des künftigen Bedarfs an zusätzlichen Reser- 
ven führten ~ je nach den zugrunde gelegten Annahmen - zu 
Werten zwischen 3,5 und 6 Mrd. Dollar pro Jahr, wobei der 
Schwerpunkt der Schätzungen zwischen 4 und 5 Mrd. Dollar lag. 
Bei der Bemessung der zu schaffenden Sonderziehungsrechte 
wurde ferner angenommen, daß die traditionellen Reserve- 
quelien (insbesondere Defizite in der amerikanischen Zahlungs- 
bilanz und Kreditoperationen des IWF) auch in den nächsten 
Jahren noch mit etwa 1 bis 1,5 Mrd. Dollar pro Jahr zum Wachs- 
tum der Währungsreserven beitragen werden und daß das Ge- 
samtvolumen der bilateralen Notenbankkredite nicht zurück- 
gehen wird (was eine Reservevernichtung bedeuten würde). 
Unter Berücksichtigung dieser Annahmen ergab sich ein Jahres- 
bedarf an Sonderziehungsrechten in der Größenordnung von 3 
bis 3,5 Mrd. Dollar. 

Die Bundesregierung hält die Schaffung von Sonderziehungs- 
rechten in der genannten Höhe für angemessen. Eine spürbare 
Gefahr für die finanzielle Stabilität in der Bundesrepublik dürfte 
hiervon nicht ausgehen. Da insbesondere die USA, Großbritan- 
nien und Frankreich ernsthafte Anstrengungen unternehmen, 
das Gleichgewicht ihrer Zahlungsbilanzen wiederherzustellen 
und da diese Länder schon im Interesse ihres binnenwirtschaft- 
lichen Gleichgewichts weiter eine Politik der Nachfragebe- 
schränkung betreiben werden, kann man erwarten, daß die Zu- 
teilung von Sonderziehungsrechten nicht zu einer Verlängerung 
oder Verschärfung der Zahlungsbilanzungleichgewichte führen 
wird. Der noch immer nicht ganz befriedigenden Entwicklung 
der Zahlungsbilanzen wurde dadurch Rechnung getragen, daß 
bei der Schätzung des Beitrags der traditionellen Reserve- 
quellen zur Versorgung mit internationaler Liquidität eine rela- 
tiv ungünstige Entwicklung der Zahlungsbilanzen - d. h. ein 
relativ hoher Beitrag dieser Quellen und dementsprechend ein 
relativ niedriger Bedarf an Sonderziehungsrechten - unterstellt 
wurde. Im Hinblick auf die bestehenden Unsicherheiten wurde 
ferner der erste Zuteilungszeitraum auf drei Jahre begrenzt, 
obwohl das Abkommen für den Regelfall eine Fünfjahres- 
periode vorsieht. Dem Gebot der Vorsicht ist bei dieser so weit- 
reichenden Entscheidung also Rechnung getragen worden. 
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Die Aktivierung der Sonderziehungsrechte bietet auch die 
Chance, die ungeregelte Ausweitung der internationalen Liqui- 
dität in Form bilateraler Stützungskredite, die sich in den 
letzten Jahren mangels besserer Instrumente vollzogen hat, 
unter Kontrolle zu bringen. 

Die Bundesregierung sieht in der Aktivierung der Sonder- 
ziehungsrechte vor allem aber einen wichtigen Schritt zur struk- 
turellen Reform des internationalen Währungssystems, der jetzt 
getan werden muß, wenn man sich in Zukunft auf ein stabileres 
Währungssystem stützen will. Es ist die Absicht der Bundes- 
regierung, diesen Reformprozeß ohne Überstürzung zu fördern. 
Diesem Ziel dient die - verglichen mit einigen ursprünglichen 
Forderungen - maßvolle Entscheidung des Gouverneursrats des 
IWF. Nach weiteren drei Jahren werden die Erfahrungen, die 
inzwischen mit dem neuen Instrument gesammelt wurden, den 
weiteren Entscheidungen zugrunde gelegt werden können. 


Schiller 



